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schenrechtsstandards positiv-rechtlich gültig. Ihre gewissen­
hafte Umsetzung ist zu gewährleisten, worüber der betref­
fende Staat — „nach außen“ — rechenschaftspflichtig ist. Die 
Nichterfüllung völkerrechtlicher Menschenrechtsverpflichtun­
gen kann weder mit spezifischen Bedingungen oder gar einem 
bestimmten politischen System (z. B. der „Marktökonomie“) 
noch mit (generellen) Verweisen auf das Landesrecht oder das 
Einmischungsverbot entschuldigt werden. Etwas anderes ist 
es, wenn man Entwicklungsländern ausdrücklich Probleme bei 
ihrer Erfüllung bescheinigt, die „auf das unzureichende Ni­
veau der sozialökonomischen Entwicklung“ und damit auf 
„Umstände jenseits ihrer Kontrolle“ zurückgehen.0 So wird 
betont, daß viele Entwicklungsländer um ihre „bloße Exi­
stenz“ kämpfen und daß entwickelte, reiche Staaten durch 
ihre Unterstützung zur Menschenrechtsverwirklichung sowohl 
in ihren Ländern als auch in den unterentwickelten Ländern 
beitragen können.9 10 11

Gerade die Überwachung der Erfüllung von Verpflichtun­
gen im Rahmen des durch die Vereinbarungen vorgegebenen 
Erfüllungsspielraums ist der Ansatzpunkt für die internatio­
nalen Kontrollverfahren. Sie bilden zusammen mit den vor­
handenen völkerrechtlichen Standards den international- 
rechtlichen Rahmen („international legal framework“) für die 
Förderung ■ und den Schutz der Menschenrechte. Dieser Rah­
men ist für einen vorurteilsfreien, nichtkonfrontativen Dialog 
über Menschenrechte besonders gut geeignet; er bietet sich 
als Maßstab für den Wettbewerb der Systeme auf dem Gebiet 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten an.

Der ebenso flexible wie durch das Völkerrecht präzise ge­
steckte Rahmen stellt eine Orientierungshilfe für den fried­
lichen Wettstreit der Staaten im menschenrechtlichen Bereich 
dar; er verlangt in keiner Weise eine Kongruenz oder Identi­
tät der politischen Systeme. Angesichts der Bedeutung dieses 
völkerrechtlichen Maßstabes kann man nur bedauern, daß be­
stimmte Länder, wie die USA, sich diesem Maßstab nicht an­
geschlossen haben und sich damit einer qualifizierten Analyse 
ihrer Situation auf dem Gebiet der Menschenrechte in Gestalt 
der Kontrollverfahren entziehen. Sie begeben sich damit aber 
auch der Möglichkeit, aktiv und legitim an der Realisierung 
der Verfahren mitzuwirken.

Die Kriterien der Verbindlichkeit und des Erfüllungsspiel­
raums gelten grundsätzlich für alle völkerrechtlich fixierten 
Menschenrechte in ihrer Einheit von politischen und sozial­
ökonomischen Rechten. Beide Gruppen von Rechten können 
„justiziabel“, d. h. auf dem Gerichtsweg durchsetzbar sein.

Die notwendige Beachtung des innerstaatlichen Umset­
zungsspielraums markiert eine gewisse Kompetenzgrenze für 
die internationalen Menschenrechtsorgane.11 Dieser Spielraum 
kann auch nicht durch allgemeine Bemerkungen oder Empfeh­
lungen eingeengt werden, vermittels derer die mit Kontroll- 
und Gewährleistungsfunktionen betrauten Vertragsorgane die 
jeweiligen Konventionsstandards näher auslegen.

Eine besonders reiche Praxis hat in diesem Zusammenhang 
das Menschenrechtskomitee (Human Rights Committee — 
HRC) in bezug auf die Konvention über Bürgerrechte und po­
litische Rechte von 1966 entwickelt. Im Unterschied dazu besitzt 
das unlängst gegründete Anti-Folter-Komitee (CAT) gemäß 
Art. 19 Ziff. 3 der Folterkonvention von 198412 die ausdrück­
liche Kompetenz zu „allgemeinen“, aber an einzelne Konven­
tionsstaaten gerichteten Bemerkungen (Kommentaren).10 14 Es 
bleibt abzuwarten, ob solche individualisierten Bemerkungen 
nützlicher für die Vertragsumsetzung sind als verallgemei­
nernde, an alle Vertragsstaaten gerichtete.

Die Annahme solcher Bemerkungen internationaler Kon- 
trollgremien — auf die allein sich natürlich deren Tätigkeit 
nicht beschränkt1,1 — sollte im Konsensus erfolgen. Es scheint 
mir eher bedauerns- als begrüßenswert zu sein, daß in dem 
nunmehr für das Sozialrechtekqmitee vorgesehenen Verfah­
ren für die Annahme allgemeiner Bemerkungen kein Hinweis 
auf einen erforderlichen Konsensus enthalten ist.15 Um so 
wichtiger ist es, daß — auf sowjetischen Antrag — in der CAT- 
Geschäftsordnung eine generelle Orientierung auf Konsensus­
entscheidungen verankert werden konnte16 17. Diese Orientie­
rung reflektiert die Notwendigkeit eines universellen, die Ge­
samtheit der Konventionsstaaten repräsentierenden Herange­
hens an die Umsetzung der einzelnen Menschenrechtsverträge.

Die internationalen, in den jeweiligen Verträgen verankerten 
Kontrollverfahren genießen allgemeinen Vorrang vor sonsti­
gen internationalen Durchsetzungsmaßnahmen. Die Verfah­
ren sind durch Kooperativität gekennzeichnet und entspre­
chen der Spezifik der durchzusetzenden Verpflichtungen auf 
dem Gebiet der Menschenrechte sowie des jeweiligen Vertra­
ges. Im Gegensatz dazu hat der Einsatz wirtschaftlicher 
Druckmittel, die Politik „ökonomischer Sanktionen“, mit För­
derung der Menschenrechte häufig nichts gemein (es sei denn, 
es handelt sich um einen Fall wie den des Apartheidsystems 
in Südafrika und damit um eine schwerwiegende Menschen­
rechts- und Völkerrechtsverletzung wahrhaft internationaler 
Dimension). Für Konzeption und Theorie der „internationa­
len ökonomischen Sanktionen“ ist typisch, daß die Legitimi­
tätsfrage völlig ausgeklammert wird. Es geht vielmehr ledig­
lich um „Kosten-Nutzen“-Rechnungen, um die Frage der 
Wirksamkeit von „Sanktions “-Maßnahmen in bezug auf das 
„Ziel“-Land (das zu „bestrafen“ bzw. zu „beeinflussen“ ist) 
und um ähnliche, mehr oder minder machtpolitische Erwä­
gungen. Insgesamt wird von US-amerikanischer Seite — auch 
in der Zukunft — die Anwendung derartiger „Sanktionen“ 
unterhalb der Schwelle militärischer Gewaltanwendung als 
ein unverzichtbarer Bestandteil ihrer Außenpolitik angese­
hen.12

Der Vorrang vertraglicher Kontrollverfahren auf dem Ge­
biet der Menschenrechte resultiert letztlich aus der besonderen 
kollektiven oder integralen Verpflichtungsstruktur von Men­
schenrechtsverträgen: Die Verpflichtungen bestehen weniger 
zwischen den einzelnen Vertragspartnern als vielmehr gegen­
über der Vertragsgemeinschaft als Ganzes. Dem entspricht 
auch die allgemeine Interessenlage: Die Vertragsstaaten sind 
(bzw. sollten) weniger daran interessiert (sein), daß einzelne 
Menschenrechte in einzelnen Staaten gewährleistet werden, 
als daran, daß alle im jeweiligen Vertrag verankerten Men­
schenrechte in der Gesamtheit der Vertragsstaaten realisiert 
werden. Deshalb setzen sie besondere Vertragsorgane ein, 
die — im Auftrag der Vertragsstaaten und im Rahmen ihrer 
Verfahren — die Einhaltung und Durchsetzung der übernom­
menen Verpflichtungen in allen beteiligten Staaten überprü­
fen. Ein weiterer mit der Institutionalisierung des Kontroll- 
verfahrens verbundener Vorzug ist eine gewisse Objektivie­
rung.

Vor diesem Hintergrund ist die Frage zu sehen, inwieweit 
Verfahren der friedlichen Streitbeilegung im allgemeinen und
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